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V e r o r d n u n g
über die Förderung der Sportverbände und -vereine 

aus den Konzessionsabgaben (VO-Sport)

Vom 1. März 2004

Aufgrund des § 8 Abs. 7 des Niedersächsischen Gesetzes
über das Lotterie- und Wettwesen (NLottG) vom 21. Juni 1997
(Nds. GVBl. S. 289), zuletzt geändert durch Artikel 12 des
Gesetzes vom 12. Dezember 2003 (Nds. GVBl. S. 446), wird
verordnet:

§ 1

Anerkennung von Sportverbänden und -vereinen

(1) Niedersächsische Sportverbände und -vereine können
vom Landessportbund Niedersachsen e. V. (LSB) nach § 8
Abs. 2 NLottG anerkannt werden, wenn sie

1. gemeinnützig sind,

2. als Hauptzweck eine oder mehrere Sportarten pflegen oder
fördern, die zur Erhaltung, Steigerung oder Wiederherstel-
lung körperlicher Leistungsfähigkeit wesentlich beitragen,
und

3. die Gewähr für eine zweckmäßige und wirtschaftliche
Verwendung der Finanzhilfemittel bieten und in angemes-
senem Umfang Eigenmittel einbringen.

(2) Der LSB hat die Anerkennung zu widerrufen, wenn die
in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht mehr erfüllt
werden.

§ 2

Verfahren für die jährliche Planung der Mittelvergabe 

(1) 1Der LSB legt dem für den Sport zuständigen Ministeri-
um (Fachministerium) jeweils bis zum 15. November die Pla-
nung für die im nachfolgenden Haushaltsjahr beabsichtigten
Ausgaben (Bruttoveranschlagung) aus der ihm zustehenden
Finanzhilfe vor. 2Eine Übersicht über die Einnahmen und
Ausgaben entsprechend den Förderungszwecken nach § 8
Abs. 3 NLottG sowie eine Übersicht über die aus der Finanz-
hilfe geförderten Stellen sind beizufügen. 3Die Vorlage des
Haushaltsplans reicht aus, wenn dieser die aus der Finanz-
hilfe fließenden Einnahmen und die daraus finanzierten Aus-
gaben einschließlich der Stellen getrennt nach den Förde-
rungszwecken des § 8 Abs. 3 NLottG ausweist. 4Wesentliche
Änderungen der Planung über die beabsichtigte Verwendung
der Finanzhilfe sind dem Fachministerium mitzuteilen.
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(2) 1Soweit die Finanzhilfe in organisatorisch eigenständi-
gen Bereichen des LSB verwendet wird oder Sportverbände
vom LSB feste Kontingente zur eigenverantwortlichen Bewirt-
schaftung im Rahmen des § 8 NLottG und dieser Verordnung
erhalten, hat der LSB die Zuschussbeträge aus der Finanzhilfe
entsprechend auszuweisen und die Haushaltspläne ein-
schließlich der Stellenpläne dieser Bereiche oder Empfänger
beizufügen. 2Satz 1 gilt nicht für Sportverbände, die ein festes
Kontingent aus der Finanzhilfe von weniger als 300 000 Euro
erhalten.

(3) Soll eine Baumaßnahme mit mehr als 100 000 Euro oder
eine Sportveranstaltung mit mehr als 20 000 Euro aus Mitteln
der Finanzhilfe gefördert werden, so ist hierfür das Einverneh-
men mit dem Fachministerium erforderlich.

(4) Erfüllt die Planung der Mittelvergabe nicht die Anforde-
rungen nach den Absätzen 1 und 2, so kann das Fachminis-
terium die Verwendung der Mittel von der Erfüllung von Auf-
lagen abhängig machen.

§ 3

Verwendung der Finanzhilfe

(1) Von der Finanzhilfe sind mindestens zu verwenden:

1. 5 vom Hundert für die Errichtung oder Sanierung von
Sportanlagen,

2. 20 vom Hundert für die Bezuschussung von Übungsleite-
rinnen und Übungsleitern im Breitensport und

3. 10 vom Hundert für den Trainereinsatz sowie die Durch-
führung von Trainingslagern und Lehrgängen im Rah-
men  des Übungsbetriebs im Leistungssport. 

(2) 1Es können im Haushaltsjahr 2004 bis zu 5 vom Hundert
der Finanzhilfe, in den Haushaltsjahren 2005 und 2006 bis zu
3 vom Hundert und vom Haushaltsjahr 2007 an bis zu 1 vom
Hundert für Verwaltungsaufwand in Anspruch genommen
werden. 2Verwaltungsaufwand im Sinne des Satzes 1 sind
nicht Personalausgaben und Sachausgaben, die den Sport-
förderungsaufgaben nach § 8 Abs. 3 NLottG unmittelbar zu-
geordnet werden können, insbesondere sind es nicht 

1. Personalausgaben für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
die für ihre Tätigkeit eine sportfachliche Qualifikation in
Sportpädagogik, Sportwissenschaft oder als Diplom-Trai-
nerin oder Diplom-Trainer des Deutschen Sportbundes
benötigen, 

2. Personalausgaben für sonstige Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, die für die funktionelle Betriebsführung von
Sportschulen einschließlich der dazugehörigen Sport-
außenanlagen zuständig sind,

3. Sachausgaben, die ausschließlich im Zusammenhang mit
den Personalausgaben nach den Nummern 1 und 2 ent-
stehen, und

4. Sachausgaben, die nicht dem allgemeinen Geschäftsbedarf
dienen.

§ 4

Nachweis und Prüfung der Verwendung der Finanzhilfe

(1) 1Der LSB legt dem Fachministerium bis zum 30. Sep-
tember für das abgelaufene Haushaltsjahr einen durch eine

Wirtschaftsprüferin, einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft geprüften Jahresabschluss über
die Verwendung der Finanzhilfe vor; es genügt der Gesamt-
jahresabschluss, wenn hieraus die Verwendung der Finanz-
hilfe ersichtlich ist. 2Aus dem Abschluss muss getrennt nach
den Förderungszwecken des § 8 Abs. 3 NLottG ersichtlich
sein, wie die Finanzhilfe verwendet worden ist und in
welcher Höhe Ausgabereste auf das nächste Haushaltsjahr
übertragen werden. 3Die Wirtschaftsprüferin, der Wirtschafts-
prüfer oder die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ist vom LSB
im Einvernehmen mit dem Fachministerium zu beauftragen.

(2) 1Der LSB hat sicherzustellen, dass die zweckentspre-
chende Verwendung der von ihm nach den verbandseigenen
Regelungen an die Kreis- und Stadtsportbünde, Bezirkssport-
bünde sowie die Sportverbände und -vereine vergebenen Mit-
tel aus der Finanzhilfe nachgewiesen wird. 2Vor dem Erlass
oder der Änderung der verbandseigenen Regelungen ist dem
Fachministerium frühzeitig Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben. 3Erfüllen die verbandseigenen Regelungen nicht die
Anforderungen des § 8 NLottG und dieser Verordnung, so
kann das Fachministerium die Verwendung der Mittel von
der Erfüllung entsprechender Auflagen abhängig machen.

(3) 1Die Prüfung der Verwendungsnachweise nach Absatz 2
Satz 1 obliegt dem LSB. 2Er regelt in den Fällen, in denen
Sportverbände feste Kontingente aus der Finanzhilfe erhalten,
in Abstimmung mit den Sportverbänden und im Einverneh-
men mit dem Fachministerium, ob abweichend von Satz 1 die
Prüfung der Verwendungsnachweise und des Jahresabschlus-
ses der Sportverbände durch eine Wirtschaftsprüferin, einen
Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
vorzunehmen ist. 3In diesen Fällen ist der Prüfauftrag vom
LSB im Einvernehmen mit dem Fachministerium zu erteilen.
4Die Prüfberichte sind dem Fachministerium bis zum 30. Sep-
tember für das vorige Haushaltsjahr zuzuleiten. 5Die Original-
belege für jede geförderte Maßnahme sind zu Prüfzwecken
zehn Jahre lang aufzubewahren. 

(4) 1Soweit die Prüfung der Verwendungsnachweise und
des Jahresabschlusses der Sportverbände nicht durch eine
Wirtschaftsprüferin, einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft vorgenommen wird, prüft der LSB
jährlich zufällig ausgewählte Verwendungsnachweise für
mindestens 10 vom Hundert, bei Baumaßnahmen für mindes-
tens 15 vom Hundert der aus der Finanzhilfe jeweils vergebe-
nen Mittel bei den Empfängern. 2Die Prüfungen sollen in ei-
nem vertretbaren Zeitraum alle Empfänger erfassen. 3Die
Auswahl, die geprüften Verwendungsnachweise, der Prü-
fungsumfang und das Ergebnis der Prüfung sind nachvoll-
ziehbar zu dokumentieren. 

(5) Soweit der LSB seinen Prüfverpflichtungen nach den
Absätzen 3 und 4 nicht nachkommt, gilt die Finanzhilfe als
zweckwidrig verwendet.

§ 5

In-Kraft-Treten 

1Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Förderung
der Sportverbände und -vereine aus den Konzessionsabgaben
vom 16. Dezember 1998 (Nds. GVBl. S. 717) außer Kraft.

Hannover, den 1. März 2004

Niedersächsisches Ministerium
für Inneres und Sport

S c h ü n e m a n n

Minister



Nds. GVBl. Nr. 7/2004, ausgegeben am 11. 3. 2004

97

B e k a n n t m a c h u n g
über den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Protokolls
zur Änderung des Europäischen Übereinkommens über

das grenzüberschreitende Fernsehen

Aufgrund des Artikels 1 Abs. 3 des Gesetzes zu dem Proto-
koll zur Änderung des Europäischen Übereinkommens über
das grenzüberschreitende Fernsehen vom 11. Mai 2000 (Nds.
GVBl. S. 94) wird bekannt gemacht, dass das Protokoll nach
seinem Artikel 35 Abs. 3 am 1. März 2002 in Kraft getreten ist.

Hannover, den 5. März 2004

Niedersächsische Staatskanzlei

D r .  W u r z e l

Staatssekretärin



98

Herausgegeben von der Niedersächsischen Staatskanzlei
Verlag und Druck: Schlütersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Böckler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover,
Telefon 0511 8550-0, Telefax 0511 8550-2400, Postbank Hannover 4 10-308. Erscheint nach Bedarf. Laufender Bezug und Einzelstücke können
durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 � (einschließlich 3,68 � Mehrwertsteuer und einschließlich 9,20 � Portokosten-
anteil). Bezugskündigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 8 Seiten 1,05 �. ISSN 0341-3497.
Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405
Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 1,05�� einschließlich Mehrwertsteuer zuzüglich Versandkosten 

B e k a n n t m a c h u n g
über den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Staatsvertrages 

zwischen der Freien Hansestadt Bremen 
und dem Land Niedersachsen 

über die Zugehörigkeit der Psychologischen 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten 

sowie der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen 
und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 

in der Freien Hansestadt Bremen zum Versorgungswerk 
der Psychotherapeutenkammer im Land Niedersachsen

Aufgrund des Artikels 1 Abs. 3 des Gesetzes zu dem Staats-
vertrag zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem
Land Niedersachsen über die Zugehörigkeit der Psycholo-
gischen Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sowie
der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten in der Freien Hanse-
stadt Bremen zum Versorgungswerk der Psychotherapeuten-
kammer im Land Niedersachsen vom 19. Februar 2004 (Nds.
GVBl. S. 60) wird bekannt gemacht, dass der Staatsvertrag
nach seinem Artikel 9 Abs. 1 am 1. März 2004 in Kraft getre-
ten ist.

Hannover, den 5. März 2004

Niedersächsische Staatskanzlei

D r .  W u r z e l

Staatssekretärin


